
Ziele politischer Parteien in der Bundesrepublik

Ziel    CDU/      SPD      Linke      Grüne      FDP      AfD
   CSU

1.  Einsatz der Bundeswehr im Inland zur Terrorismusbekämpfung

2.  Höhere Besteuerung von Dieselkraftstoff für Pkws

3.  Jährliche Obergrenze für die Aufnahme von Asylsuchenden

4.  Dauerhafte staatliche Förderung von erneuerbaren Energien

5.  Zusätzliche staatliche Gelder für den sozialen Wohnungsbau

6.  BAföG soll unabhängig vom Einkommen der Eltern gezahlt 
     werden

7.  Ausweitung der Videoüberwachung im öffentlichen Raum

8.  Zustimmung zu einem Schuldenschnitt für Griechenland

9.  Erhöhung der Verteidigungsausgaben

10. Gesetzliche Verpflichtung der Betreiber von Internet-Seiten, Fake
      News zu löschen, auf die sie hingewiesen wurden

11. Stärkere Förderung der ökologischen Landwirtschaft im 
      Vergleich zur konventionellen Landwirtschaft

12. Arbeitsverträge sollen weiterhin ohne Angabe von Gründen
      befristet werden können

13. Pflicht zur Impfung von Kindern gegen ansteckende Krankheiten

14. Verwendung von Haushaltsüberschüssen überwiegend zum
      Abbau von Staatsschulden

15. Abbau von Braunkohle soll weiterhin erlaubt sein

16. Unternehmen sollen weiterhin Leiharbeiter beschäftigen dürfen

17. In Deutschland geborene und aufgewachsene Kinder aus-
      ländischer Eltern sollen weiterhin neben der deutschen Staats-
      bürgerschaft ihre zweite Staatsbürgerschaft behalten dürfen

18. Rente nach 40 Beitragsjahren ohne Kürzungen („Abschläge“)

19. Rückkehr Deutschlands zur D-Mark

20. Einführung einer Vermögenssteuer für hohe Vermögen

21. Auch Kinder unter 14 Jahren sollen für Straftaten verurteilt 
      werden können

22. Gesetzliche Krankenversicherung für alle Bürger

23. Generelles Tempolimit auf Autobahnen

24. Komplettes Verbot für Rüstungsexporte aus Deutschland

25. Generelle Erlaubnis für den kontrollierten Verkauf von Cannabis

26. Abschaffung des Solidaritätszuschlags bis Ende 2019

27. Leistungskürzung für anerkannte Flüchtlinge, die sich 
      Integrationsmaßnahmen verweigern

28. Rechtsanspruch der Eltern auf Ganztagsbetreuung ihrer Kinder
      bis zum Ende der Grundschulzeit

29. Der Gottesbezug im Grundgesetz soll bestehen bleiben

30. Verstärkung der Zusammenarbeit der Mitgliedstaaten der EU

Nach Wahl-O-Mat zur Bundestagswahl 2017 (verändert und gekürzt)                                 www.wahlomat.de

  © Ernst Klett Verlag GmbH, Stuttgart 2017. | www.klett.de | Erstellt für: Zeitfragen Dualer Unterrichtsassistent | ISBN: 978-3-12-800406-8
  Alle Rechte vorbehalten. Von dieser Druckvorlage ist die Vervielfältigung für den eigenen Unterrichtsgebrauch gestattet. 
  Die Kopiergebühren sind abgegolten. Für Veränderungen durch Dritte übernimmt der Verlag keine Verantwortung.

4.2 Wege der politischen Willensbildung

Name:                                                                                Klasse:                                               Datum:
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